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  Markenrechtliche Unterlassungsansprüche we-
gen der Verletzung eines Unternehmenskennzei-
chens durch eine englischsprachige Internetseite

Leitsatz

  1. Eine englischsprachige Internetseite mit der Top-Level-Domain .com weist einen hinrei-
chenden wirtschaftlich relevanten Inlandsbezug („commercial effect“) auf, wenn sie deutsche
Unternehmen dahingehend anspricht, zu dem in einem Drittland stattfindenden Kongress Teil-
nehmer zu entsenden.(Rn.8)

  2. Der Umstand, dass diese Teilnehmer auf der Angebots- und nicht der Nachfrageseite ste-
hen, ist nicht entscheidend. Denn der Zweck der Konferenz bestand gerade darin, die - auch
deutsche - Angebots- und die asiatische Nachfrageseite zusammenzubringen bzw. asiatische
Kunden zu „aktivieren“, die mit den lokalen/regionalen Gesellschaften der - auch deutschen -
Partner der Antragsgegnerseite in Kontakt gebracht werden sollten.(Rn.8)

  3. Dass der „T. Summit“ und damit auch die darauf bezogene Internetseite auch für die deut-
schen Fachkreise von Interesse waren und die Antragsgegnerin daher zielgerichtet von der in-
ländischen Erreichbarkeit der Internetseite profitiert hat, wird auch dadurch belegt, dass das
an dem „Summit“ beteiligte deutsche Unternehmen S. seine Beteiligung auf seiner deutsch-
sprachigen Internetseite verkündet und die Fachpresse darüber auf Deutsch berichtet ha-
t.(Rn.8)

Verfahrensgang

vorgehend LG Hamburg 27. Zivilkammer, 14. August 2025, 327 O 274/25

Tenor

  1. Auf die sofortige Beschwerde der Antragstellerin wird der Beschluss des Landgerichts
Hamburg vom 14.08.2025, Az. 327 O 274/25, abgeändert:

  Der Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Verfügung bei Meidung eines für je-
den Fall der Zuwiderhandlung fälligen Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 €, ersatzwei-
se Ordnungshaft, oder Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, im Wiederholungsfall bis zu
zwei Jahren, diese zu vollziehen an den Geschäftsführern,

  verboten,

  a) im geschäftlichen Verkehr in Deutschland die Zeichen
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  "t."

  und/oder

  "T. Summit"

  kennzeichenmäßig für die Organisation und Veranstaltung von Kongressen, Seminaren
und/oder Workshops für die Tabakverpackungsindustrie zu benutzen oder diese Zeichen
dafür in Geschäftspapieren oder in der Werbung zu benutzen,

  wenn dies geschieht wie auf den nachfolgenden Screenshots der Webseite unter der Do-
main https://t.-summit.com/ dargestellt:

  […]

  b) im geschäftlichen Verkehr in Deutschland die Internet-Domain "t.-summit.com" zum
Betrieb einer Webseite zur Bewerbung von Kongressen, Seminaren und/oder Workshops
für die Tabakverpackungsindustrie zu benutzen,

  wenn dies geschieht, wie aus Anlage ASt 9 ersichtlich.

  2. Von den Kosten des Verfahrens erster und zweiter Instanz hat die Antragstellerin 10 %
und die Antragsgegnerin 90 % zu tragen.

  3. Der Streitwert des Beschwerdeverfahrens wird auf 210.000 € festgesetzt.

Gründe

1 I. Über die sofortige Beschwerde entscheidet der Senat gemäß § 572 Abs. 4, § 128 Abs. 4
ZPO ohne mündliche Verhandlung.

2 II. Die gemäß §§ 567, 569 ZPO zulässige sofortige Beschwerde der Antragstellerin ist be-
gründet. Die zuletzt gestellten Verfügungsanträge sind zulässig und begründet.

3 1. Der Antragstellerin stehen gegen die Antragsgegnerin die geltend gemachten Unter-
lassungsansprüche nach § 5 Abs. 1 und 2, § 15 Abs. 2 und 4 Satz 1 MarkenG wegen einer
Verletzung des Unternehmenskennzeichens "T." überwiegend wahrscheinlich zu.

4 a) Die Antragstellerin ist Inhaberin eines Unternehmenskennzeichenrechts an dem Zei-
chen "T.", da sie es seit vielen Jahren unternehmenskennzeichenmäßig in der Branche
der Produktverpackungsindustrie benutzt.

5 b) Die Antragsgegnerin hat das Zeichen "t." kennzeichenmäßig für die Organisation und
Veranstaltung von Kongressen, Seminaren und Workshops für die Tabakverpackungs-
industrie benutzt, und zwar auf der unter der URL https://t.-summit.com abrufbaren In-
ternetseite (Verfügungsantrag zu 1. a)) sowie im Rahmen des Domainnamens t.-sum-
mit.com, als dieser zum Betrieb der aus der Anlage ASt 9 ersichtlichen Internetseite be-
nutzt wurde (Verfügungsantrag zu 1. b)). Das Zeichen "t." wurde kennzeichenmäßig und
nicht nur titelmäßig benutzt, wobei davon auszugehen ist, dass ein Unternehmenskenn-
zeichen nicht nur durch ein anderes Unternehmenskennzeichen, sondern auch durch ei-
ne markenmäßige Verwendung verletzt werden kann (BGH, GRUR 2018, 935 Rn. 47 - go-
Fit).
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6 c) Die von der Antragstellerin beanstandete Zeichenbenutzung weist den erforderlichen
wirtschaftlich relevanten Inlandsbezug auf.

7 aa) Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs beschränkt sich der
Schutzbereich eines inländischen Unternehmenskennzeichens aufgrund des im Immate-
rialgüterrecht maßgeblichen Territorialitätsprinzips auf das Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland. Ein Unterlassungsanspruch setzt deshalb eine das Kennzeichenrecht ver-
letzende Benutzungshandlung im Inland voraus. Allerdings löst nicht jedes im Inland ab-
rufbare Internetangebot für Dienstleistungen oder Waren aus dem Ausland bei Identi-
tät oder Verwechslungsgefahr mit einem inländischen Kennzeichen kennzeichenrecht-
liche Ansprüche aus. Erforderlich ist vielmehr, dass das Angebot einen hinreichenden
wirtschaftlich relevanten Inlandsbezug ("commercial effect") aufweist (BGH, GRUR 2025,
488 Rn. 21 - Produktfotografien, m.w.N.).

8 bb) Ein solcher Inlandsbezug besteht im vorliegenden Fall, denn die streitgegenständ-
liche Internetseite sprach auch deutsche Unternehmen an, da diese zu dem beworbe-
nen Kongress Teilnehmer entsenden sollten. Der Umstand, dass diese Teilnehmer in Be-
zug auf die Tabakverpackungsindustrie auf der Angebots- und nicht der Nachfragesei-
te stehen, ist nicht entscheidend. Denn der Zweck der Konferenz bestand gerade darin,
die - auch deutsche - Angebots- und die asiatische Nachfrageseite zusammenzubringen
bzw. asiatische Kunden zu aktivieren", die mit den lokalen/regionalen Gesellschaften der
- auch deutschen - Partner der "T."-Allianz in Kontakt gebracht werden sollten. Die Inter-
netseite diente der Förderung dieses Zwecks und sprach damit auch deutsche Fachkrei-
se an. Dass der "T. Summit" und damit auch die darauf bezogene Internetseite auch für
die deutschen Fachkreise von Interesse waren und die Antragsgegnerin daher zielgerich-
tet von der inländischen Erreichbarkeit der Internetseite profitiert hat, wird auch dadurch
belegt, dass das an dem "Summit" beteiligte deutsche Unternehmen S. seine Beteiligung
auf seiner deutschsprachigen Internetseite verkündet (Anlage ASt 28) und die Fachpres-
se darüber auf Deutsch berichtet hat (Anlagen ASt 29 und ASt 30).

9 d) Es besteht auch Verwechslungsgefahr, da bei mindestens durchschnittlicher Kenn-
zeichnungskraft Zeichenidentität oder jedenfalls hochgradige Zeichenähnlichkeit und ei-
ne ausreichende Branchennähe in Bezug auf die Verpackungsindustrie besteht.

10 e) Es besteht auch Wiederholungsgefahr. Die tatsächliche Vermutung für das Vorliegen
einer Wiederholungsgefahr entfällt nicht etwa durch Zeitablauf, sondern grundsätzlich
nur dann, wenn der Schuldner eine strafbewehrte Unterlassungserklärung abgibt, ein
rechtskräftiger Unterlassungstitel in der Hauptsache ergangen ist oder nach Erlass eines
Verbotstitels im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes eine Abschlusserklärung ab-
gegeben wird. Insbesondere wird die Wiederholungsgefahr nicht schon durch die Auf-
gabe der beanstandeten Tätigkeit beseitigt (zum Wettbewerbsrecht BGH, GRUR 2024,
1449 Rn. 107 - nikotinhaltige Liquids).

11 2. Es liegt auch ein Verfügungsgrund vor. Die Antragsgegnerin hat die Dringlichkeits-
vermutung gemäß § 140 Abs. 3 MarkenG nicht widerlegt. Die Antragsgegnerin hat nicht
dargelegt und glaubhaft gemacht, dass die Antragstellerin vor dem 24.06.2025 Kennt-
nis von der Internetseite t.-summit.com erlangt hat. Vermeintlichen Widersprüche und
Unklarheiten, die die Antragsgegnerin in dem Vorbringen der Antragstellerin zu erken-
nen meint, entbinden die Antragsgegnerin angesichts der eidesstattlichen Versicherung
des Herrn Dr. K. nicht davon, Tatsachen vorzutragen und glaubhaft zu machen, die den
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Schluss auf eine frühere Kenntnis der Antragstellerin zulassen. Herr Dr. K. nimmt auch
nicht auf einen Newsletter der Antragsgegnerin Bezug, sondern erwähnt lediglich, "über
einen Newsletter über die t.-Initiative" Kenntnis erlangt zu haben.

12 Der Umstand, dass der auf der Internetseite beworbene Kongress in der Vergangenheit
liegt, steht der Dringlichkeit nicht entgegen, da mangels Abgabe einer strafbewehrten
Unterlassungsverpflichtungserklärung mit einer kerngleichen Zeichennutzung zur Bewer-
bung zukünftiger Kongresse zu rechnen ist. Die bloße Umstellung auf die Nutzung des
Zeichens "[…]" widerlegt die Vermutung des Verfügungsgrunds im Streitfall nicht. Unab-
hängig davon, ob der von der Antragsgegnerseite zitierten Entscheidung OLG Köln, MMR
2021, 990 zum dort maßgeblichen Urheberrecht zu folgen ist, lässt sie sich nicht auf das
Markenrecht übertragen, da das Urheberrechtsgesetz keine § 140 Abs. 3 MarkenG ent-
sprechende Regelung enthält.

13 3. Eine Aufbrauchfrist ist der Antragsgegnerin nicht zu gewähren. Dem Schuldner ei-
nes Unterlassungsanspruchs kann nach § 242 BGB eine Aufbrauchfrist gewährt werden,
wenn ihm durch ein sofort mit der Zustellung des Titels uneingeschränkt zu beachten-
des Verbot unverhältnismäßige Nachteile entstehen und die Belange sowohl des Gläubi-
gers als auch der Allgemeinheit durch eine befristete Fortsetzung des Wettbewerbsver-
stoßes nicht unzumutbar beeinträchtigt werden (BGH, GRUR 2022, 930 Rn. 57 f. - Knus-
permüsli II). Die Antragsgegnerin hat nicht dargelegt, dass diese Voraussetzungen hier
erfüllt sind.

14 III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 1, § 269 Abs. 3 Satz 2 ZPO, da die Antrag-
stellerin den Verfügungsantrag zu 1. b) beschränkt und damit teilweise zurückgenom-
men hat.

15 IV. Die Festsetzung des Streitwerts ergibt sich aus § 47 Abs. 1 Satz 1, § 51 Abs. 1 GKG.
Das Landgericht hat den Streitwert des Verfahrens erster Instanz auf 250.000,00 € fest-
gesetzt. Dabei hat es über Ansprüche aus dem in erster Linie geltend gemachten Unter-
nehmenskennzeichenrecht sowie aus zwei hilfsweise geltend gemachte Markenrechten
entschieden. Bezüglich der Entscheidung über die hilfsweise geltend gemachten Schutz-
rechte ist der Streitwert des ersten Schutzrechts jeweils um ca. 10 % angemessen zu er-
höhen (vgl. BGH, WRP 2014, 192 Rn. 9 f.). Im Rechtsmittelverfahren wirken sich die Wer-
te hilfsweise geltend gemachter Schutzrechte demgegenüber gemäß § 47 Abs. 1 Satz 1,
§ 45 Abs. 1 Satz 2 GKG nur dann streitwerterhöhend aus, wenn über sie dort eine Ent-
scheidung ergeht (Senat, Beschluss vom 23.01.2025 - 3 W 51/24, ju- ris Rn. 4). Das ist
hier nicht der Fall. Für das Beschwerdeverfahren ist daher nur der Streitwert der auf das
Unternehmenskennzeichenrecht gestützten Ansprüche maßgeblich. Diesen bemisst der
Senat mit 210.000,00 €.
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